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Vorbemerkung 

In der im Juli 2023 verabschiedeten Stellungnahme des Wissenschaftsrats zum 

Zentrum für Digitalisierungs- und Technologieforschung der Bundeswehr 

(dtec.bw), Hamburg und München, |1 wurde das Bundesministerium der Vertei-

digung (BMVg) gebeten, dem Wissenschaftsrat nach Ablauf von zwei Jahren 

über die Umsetzung der Empfehlungen zu berichten. Dieser Bitte hat das BMVg 

entsprochen. 

Der Evaluationsausschuss des Wissenschaftsrats hat auf der Grundlage dieses 

Umsetzungsberichts eine Stellungnahme erarbeitet, die der Wissenschaftsrat 

am 23. April 2026 in Wolfsburg beraten und verabschiedet hat. 

 

| 1 Vgl. Wissenschaftsrat (2023): Stellungnahme zum Zentrum für Digitalisierungs- und Technologiefor-
schung der Bundeswehr (dtec.bw), Hamburg und München; Köln.  
DOI: https://doi.org/10.57674/newj-mn77 

https://doi.org/10.57674/newj-mn77
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A. Zusammenfassung 
der Empfehlungen 
des Wissenschaftsrats 

Das Zentrum für Digitalisierungs- und Technologieforschung der Bundeswehr 

(dtec.bw) wurde im August 2020 als ein zunächst bis zum Jahr 2024 befristetes, 

von den beiden Universitäten der Bundeswehr (UniBw) in Hamburg und Mün-

chen getragenes und im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-

gung (BMVg) angesiedeltes wissenschaftliches Zentrum gegründet. Die Idee zur 

Gründung des Zentrums geht auf die Vereinbarung eines Konjunkturförde-

rungsprogramms der Bundesregierung zur Bewältigung der Covid-19-Krise zu-

rück. Das dtec.bw unterliegt der akademischen Selbstverwaltung und ist damit 

nicht Teil der wehrtechnischen Ressortforschung. Es ist keine eigene Institution, 

sondern in erster Linie eine Klammer um jene Forschungsprojekte der UniBw, 

die durch die im Rahmen des Konjunkturpakets zur Verfügung gestellten Haus-

haltsmittel von 500 Mio. Euro aus dem „Deutschen Aufbau- und Resilienzplan“ 

(DARP) für die Jahre 2021 bis 2024 finanziert werden. Bei positiver externer Eva-

luation und Erreichung quantifizierbarer Meilensteine ist eine befristete Fort-

führung in den Jahren 2025/2026 mit einem finanziellen Umfang von insgesamt 

200 Mio. Euro vorgesehen. Durch das dtec.bw soll die Forschung der UniBw im 

Bereich Digitalisierung strategisch gestärkt, exzellent ausgebildete Forschende 

in frühen Karrierephasen gewonnen sowie ein substanzieller Beitrag zur digita-

len Souveränität Deutschlands geleistet werden.  

In seiner Stellungnahme vom 7. Juli 2023 betonte der Wissenschaftsrat die 

große militärische, gesellschaftliche sowie wissenschaftliche Bedeutung der mit 

Gründung des dtec.bw verbundenen Zielsetzungen. Dies gelte insbesondere vor 

dem Hintergrund der durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine verän-

derten geopolitischen Lage, die zu einem substanziellen Bedeutungsgewinn von 

digitaler Souveränität sowie zu einem erhöhten verteidigungspolitischen Bedarf 

in diesem Bereich geführt habe. Der Wissenschaftsrat ermutigte das BMVg, die 

intensivierten Bestrebungen zur Förderung von Forschung zu sicherheits- und 

verteidigungsrelevanten Aspekten digitaler Souveränität unbedingt fortzufüh-

ren. Ein auf diese Bereiche fokussiertes, kompetitiv ausgerichtetes und mit einer 

klar operationalisierten Zielrichtung verbundenes Programm der Mittelvergabe 



 

7 könne sich zu einer hochrelevanten Ergänzung der deutschen Wissenschafts-

landschaft entwickeln. 

Gleichwohl bemängelte der Wissenschaftsrat das Fehlen einer fundierten und 

nachhaltigen Strategie der Universitäten der Bundeswehr (UniBw) mit Blick auf 

eine befristete oder dauerhafte Fortführung des dtec.bw. Angesichts der beson-

deren Relevanz der Forschungsthemen und der teilweise qualitativ sehr hoch-

wertigen Projektergebnisse sprach er sich dennoch für eine befristete Weiter-

führung in den Jahren 2025 und 2026 aus; diese sollte allerdings mit einer 

schrittweisen Reduktion der Finanzierung verbunden werden. Der Wissen-

schaftsrat empfahl dem BMVg zu prüfen, ob die aus dem DARP für 2025/2026 

zur Verfügung stehenden Mittel von 100 Mio. Euro pro Jahr auf einen längeren 

Zeitraum ausgedehnt werden könnten. Um zu gewährleisten, dass nur qualita-

tiv hochwertige Projekte weiterfinanziert werden, empfahl er zudem zu prüfen, 

ob auch weniger als die vorgesehenen mindestens 40 von 68 Projekten zur Fort-

führung ausgewählt werden könnten. Den UniBw riet der Wissenschaftsrat 

nachdrücklich, die Projektauswahl systematisch zur Profilierung zu nutzen.  

Insgesamt blieb nach Einschätzung des Wissenschaftsrats zu unbestimmt, wie 

sich die Zielsetzungen des dtec.bw in Verbindung mit den günstigen Rahmenbe-

dingungen an den UniBw konkret in der strategischen Positionierung des 

dtec.bw und den geförderten Projekten niederschlagen. Er empfahl dem BMVg, 

klare Ziele für ein Programm zur Förderung von Forschung zu sicherheits- und 

verteidigungsrelevanten Aspekten digitaler Souveränität in Deutschland auszu-

arbeiten. In diesen Prozess sollten die UniBw, die Bundeswehr, renommierte For-

schende anderer Einrichtungen sowie Wissenschaftsorganisationen mit fundier-

ten Erfahrungen in der Ausgestaltung von Forschungsförderungsformaten 

einbezogen werden. In einem zweiten Schritt solle in einem möglichst breit und 

ergebnisoffen anzulegenden Prozess die Identifikation der am besten zur Zieler-

reichung geeigneten Form der Forschungsförderung erfolgen. Dies könnte nach 

Einschätzung des Wissenschaftsrats ein strategisch weiterentwickeltes und the-

matisch fokussiertes dtec.bw sein. Denkbar sei allerdings auch eine für Hoch-

schulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen in Deutschland of-

fene, kompetitive Ausschreibung von Fördermitteln zu konkreten Themen, um 

in diesen Bereichen herausragende Forschung zu ermöglichen. 

Für den Fall einer Entscheidung für eine dauerhafte Fortführung des dtec.bw 

sprach der Wissenschaftsrat eine Reihe weiterer Empfehlungen aus. Zunächst 

solle das BMVg gemeinsam mit den UniBw einen Strategieprozess anstoßen, um 

eine zu den zukünftigen Zielen passende sowie tragfähige strukturelle Ausge-

staltung des dtec.bw zu finden. Unabhängig davon, ob die UniBw im Rahmen 

des dtec.bw auch zukünftig gemeinsam agieren würden, solle die Verteilung der 

Mittel nicht paritätisch, sondern anhand wissenschaftlicher Kriterien erfolgen. 

Den UniBw wurde empfohlen ein Strategiepapier zu erarbeiten, das sowohl ein 

Forschungsprofil mit Konkurrenzanalyse als auch die Aspekte 
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wissenschaftlicher Output, Vernetzung, Förderung von Forschenden in frühen 

Karrierephasen, Personal und nachhaltiger Aufbau von digitalen Infrastruktu-

ren umfasse. Zudem solle das Strategiepapier den Beitrag des dtec.bw zur digi-

talen Souveränität Deutschlands spezifizieren. Abschließend müssten auf einer 

Ebene oberhalb der UniBw angesiedelte Verfahren zur Projektauswahl einge-

richtet, der Investitions- bzw. Personalschlüssel flexibilisiert, belastbare Verfah-

ren zur wissenschaftlichen Qualitätssicherung etabliert sowie systematische An-

reize für Bemühungen um wettbewerblich vergebene Drittmittel gesetzt 

werden. 

Zu Forschung und Dienstleistungen 

Die pragmatischen Verfahren zur Ermittlung sowie Ausgestaltung förderungs-

würdiger Projekte im Rahmen des dtec.bw seien angesichts des knappen Zeit-

rahmens zufriedenstellend. Im Falle einer Fortführung des dtec.bw müssten je-

doch dringend Prozesse zur Projektauswahl und Mittelzuteilung etabliert 

werden, die sich an internationalen wissenschaftlichen Standards orientierten. 

Unbedingt geachtet werden müsse auf eine Trennung der externen fachlichen 

Bewertung von der strategischen Projektauswahl.  

Die Aufnahme der Forschungsprojekte sei mit außerordentlich hohem Engage-

ment in kürzester Zeit gelungen. Die UniBw hätten durch substanzielle Investi-

tionen ihre Forschungsinfrastruktur gestärkt und teilweise auch Alleinstel-

lungsmerkmale geschaffen. Gleichwohl stünden den innovativen Projekten mit 

hohem wissenschaftlichem Mehrwert oder Transferpotenzial auch zahlreiche 

Projekte gegenüber, die nur einen geringen Bezug zu verteidigungs- oder sicher-

heitsrelevanten Themen aufwiesen. Um eine qualifizierte Entscheidung über die 

Weiterfinanzierung der beschafften Infrastrukturen zu ermöglichen, solle zu-

nächst unter Einbindung von Nutzenden sowie externer Expertise das Verhält-

nis von Ertrag und Aufwand der einzelnen Investitionen geprüft werden. Dabei 

solle auch berücksichtigt werden, ob diese Infrastrukturen in anderen Projekten 

genutzt oder Externen zugänglich gemacht werden könnten. Für den Fall einer 

Fortführung des dtec.bw wurde den UniBw dringend empfohlen, eine fundierte 

und nachhaltige Infrastrukturstrategie zu erarbeiten. Ein besonderer Fokus 

solle dabei auf die digitalen Infrastrukturen gelegt werden, für die beide UniBw 

unbedingt gemeinsam Sorge tragen müssten. Angesichts fehlender Querverbin-

dungen wurde den UniBw zudem geraten, die Vernetzung zwischen geeigneten 

Projekten gezielt voranzutreiben. Zwingend erforderlich sei eine Fokussierung 

der deutlich zu breiten Auslegung von sicherheits- und verteidigungsrelevanter 

Forschung, ohne dabei eine Einengung auf reine Auftragsforschung vorzuneh-

men. 

Der Wissenschaftsrat bemängelte, dass der Mittel- und Personaleinsatz in den 

meisten dtec.bw-Projekten in einem Verhältnis zum bisherigen wissenschaftli-

chen Output stehe, das den Anforderungen in einem wissenschaftlich-



 

9 kompetitiven Bewertungsverfahren nicht gerecht werde. Den UniBw wurde da-

her empfohlen, zunächst die anzulegenden Kriterien für die Bewertung wissen-

schaftlichen Outputs zu präzisieren. Ausgehend davon solle dann eine Publika-

tionsstrategie erarbeitet werden, die sich an den jeweiligen internationalen 

fachlichen Standards orientiere. 

Begrüßt wurden die engagierten Versuche der UniBw, die fehlende strukturierte 

Förderung der großen Anzahl der im Rahmen des dtec.bw eingestellten Promo-

vierenden durch Austauschformate und Netzwerkaktivitäten auf Projektebene 

zu kompensieren. Dennoch seien Nachbesserungen nötig, um den Promovieren-

den projektunabhängig und qualitätsgesichert den Abschluss ihrer Promotion 

zu ermöglichen. Zum einen müsse die Personalstruktur angesichts der zu gerin-

gen Anzahl potenzieller Betreuungspersonen angepasst werden. Zum anderen 

müssten die Überlegungen der UniBw, ein systematisch angelegtes, thematisch 

fokussiertes Programm für die wissenschaftliche Qualifikation zu entwickeln, 

rasch konkretisiert und konsequent umgesetzt werden.  

Eines der Gründungsziele des dtec.bw, exzellent ausgebildete Forschende in frü-

hen Karrierephasen langfristig an die UniBw zu binden, könne über eine auf 

fünf Jahre befristete Sonderfinanzierung nicht erreicht werden. Dies gelte ins-

besondere, da vielversprechende Maßnahmen, wie die Einwerbung von Nach-

wuchsgruppen oder die Einrichtung von Tenure-Track-Professuren, nicht erfolgt 

bzw. im Rahmen des Konjunkturprogramms nicht umsetzbar gewesen seien. 

Für den Fall einer Fortführung des dtec.bw wurde den UniBw empfohlen, in the-

matisch einschlägigen Bereichen gezielt die Einwerbung von Nachwuchsgrup-

pen anzustreben. 

Positiv bewertete der Wissenschaftsrat die hochwertigen Transferaktivitäten, 

die im Rahmen des dtec.bw erbracht wurden. Das Vorhaben, eine ausgeprägtere 

Innovationskultur innerhalb der Bundeswehr zu etablieren, sei grundsätzlich 

vielversprechend. Allerdings müssten die vorhandenen Gründungsmöglichkei-

ten für eine erfolgreiche Umsetzung noch deutlich stärker propagiert werden. 

Die Zusammenarbeit mit Partnerinnen und Partnern aus Wissenschaft, Wirt-

schaft, Behörden und Militär sei von den UniBw im Rahmen des dtec.bw zielge-

richtet ausgebaut worden. Begrüßt wurde auch die engere Vernetzung von 

Dienststellen der Bundeswehr mit weiteren in die Projekte eingebundenen Akt-

euren, die das dtec.bw ermögliche. Der Wissenschaftsrat gab jedoch zu beden-

ken, dass Kooperationspartnerinnen und -partner bislang regelmäßig aus 

dtec.bw-Mitteln finanziert würden und viele Kooperationsbeziehungen in der 

Vergabe von Forschungsaufträgen an die Wirtschaft bestünden. Den UniBw 

wurde empfohlen, eine Strategie für den Ausbau und die Pflege der im Zusam-

menhang mit dem dtec.bw geschlossenen Kooperationsbeziehungen zu erarbei-

ten. 
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Das Kuratorium des dtec.bw sei angesichts der Gründungsziele in strategischer 

Hinsicht grundsätzlich gut zusammengesetzt, solle jedoch aufgrund der Aus-

richtung auf sicherheits- und verteidigungsrelevante Forschung um mindestens 

eine weitere Person mit militärischer Expertise ergänzt werden. Zudem solle 

zeitnah eine Vernetzung des Kuratoriums mit den verschiedenen Gremien an-

gestrebt werden, die im Rahmen des dtec.bw auf Projektebene zur Qualitätssi-

cherung eingerichtet worden seien. Im Falle einer Fortführung des dtec.bw emp-

fahl der Wissenschaftsrat den UniBw, projektübergreifende Maßnahmen zur 

internen Qualitätssicherung zu etablieren, die bislang lediglich in Ansätzen vor-

handen seien. Hierfür solle ein Konzept zur Systematisierung der bisherigen 

Maßnahmen erarbeitet werden, das international übliche wissenschaftliche 

Standards als Maßstab anlege. 

Zu administrativen Aspekten 

Der hohe Mittelzufluss im Rahmen des dtec.bw habe zu einer enormen Belas-

tung des Verwaltungs- und IT-Personals der UniBw geführt. Dem BMVg wurde 

empfohlen, im Falle einer Entscheidung für die Weiterfinanzierung des dtec.bw 

eine dem Umfang der zusätzlichen Aufgaben angemessene Aufstockung des Ver-

waltungs- und IT-Personals zu ermöglichen. Des Weiteren wurde den UniBw 

empfohlen, gemeinsam mit dem BMVg zeitnah zu prüfen, ob und wie die Kon-

junkturfördermittel auch für die Einrichtung von Dauerstellen genutzt werden 

könnten. 

Die Geschäftsstelle des dtec.bw habe ihre Aufgaben unter schwierigen Rahmen-

bedingungen in hoher Qualität erfüllt. Ihre schwerpunktmäßige Ansiedlung in 

München sei jedoch angesichts der unterschiedlichen Organisationskulturen 

der UniBw sowie aufgrund der personellen Überlastung der Geschäftsstelle nicht 

nachvollziehbar und solle bei Fortführung des dtec.bw geprüft werden.  

Die im Rahmen des dtec.bw neu eingerichteten Stellen seien hauptsächlich mit 

Forschenden in frühen Karrierephasen besetzt worden. Gleichzeitig seien aus 

den Konjunkturfördermitteln zahlreiche Infrastrukturen beschafft worden, de-

ren Betrieb langfristig eher zusätzliches technisches Personal erfordern werde. 

Den UniBw wurde daher für den Fall einer Weiterfinanzierung des dtec.bw emp-

fohlen, ein übergreifendes Personalkonzept für das dtec.bw zu erarbeiten.  
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B. Zusammenfassung des 
Umsetzungsberichts 

Das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) stellt dem im Juni 2025 vorge-

legten Umsetzungsbericht |2 voraus, dass es im Gegensatz zu anderen Ressorts 

grundsätzlich über keinen Auftrag zur Forschungsförderung im Rahmen von 

Förderprogrammen und -richtlinien verfüge. Das BMVg könne Forschung nur 

dann finanzieren, wenn diese an den Bedarfen und Fähigkeiten der Bundeswehr 

ausgerichtet sei.  

Die Digitalisierung optimiere die Durchsetzungsfähigkeit der Streitkräfte, er-

höhe die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr und unterstütze das Verwaltungs-

handeln. Ein zentraler Aspekt sei dabei die Identifizierung von IT-Innovationen, 

die eine zielgerichtete Weiterentwicklung von Fähigkeiten der Bundeswehr er-

möglichten. In diesem Zusammenhang prüfe das BMVg ergebnisoffen, ob das 

dtec.bw als „dtec.bw 2.0“ (Arbeitstitel) verstetigt werden solle. Aktuell werde 

hierzu eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt, in der auch die 

Empfehlungen des Wissenschaftsrats berücksichtigt würden. Anschließend 

werde eine auf den Ergebnissen der Untersuchung beruhende Auswahlentschei-

dung zur Deckung des Bedarfs an sicherheits- und verteidigungsrelevanter Digi-

talisierungsforschung getroffen. Neben einer Verstetigung des dtec.bw seien 

auch andere Formen der Bedarfsdeckung denkbar. Unabhängig von der Ent-

scheidung und entsprechend der Empfehlung des Wissenschaftsrats sei eine 

Neuausrichtung der Forschung am Digitalisierungsbedarf der Bundeswehr vor-

gesehen. 

Zu Forschung und Dienstleistungen 

Das dtec.bw habe sich seit 2023 positiv entwickelt und befinde sich aktuell in 

der von 2025 bis 2026 reichenden Verlängerungsphase. Wesentliches Ziel im 

Falle einer Verstetigung des dtec.bw wäre die Durchführung universitärer Dual-

Use-Forschung zu sicherheits- und verteidigungsrelevanten Technologien zu-

sammen mit Bundeswehrdienststellen und Partnerinnen bzw. Partnern aus der 

 

| 2 Bericht des Bundesministeriums der Verteidigung zur Umsetzung der Empfehlungen des Wissenschaftsrats 
aus seiner Stellungnahme zum Zentrum für Digitalisierungs- und Technologieforschung der Bundeswehr 
(dtec.bw), Hamburg und München, vom 7. Juli 2023 (Drs. 1384-23). 
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Wirtschaft in einem auch für Verschlusssachen sicheren Forschungsumfeld. An-

gestrebt werde ein ressortinterner Auf- und Ausbau wissenschaftlicher Kompe-

tenzen im Bereich Cyber- und Informationstechnologie. Im Gegensatz zur wehr-

technischen Ressortforschung dieses Bereichs, deren Forschungsprojekte drei 

Jahre grundsätzlich nicht überschritten, gehe es dabei um komplementäre Pro-

jekte mit einer Laufzeit von drei bis fünf Jahren. Finanzierungswürdig wären 

nur Forschungsanträge, die sich an den Bedarfen des Geschäftsbereichs des 

BMVg ausrichteten. 

Aufgrund der vertraglichen Verpflichtungen mit der EU-Kommission im Rah-

men des deutschen Aufbau- und Resilienzplans (DARP) könnten weder die An-

zahl der mindestens zu verlängernden Forschungsprojekte noch die Gesamt-

summe von 700 Mio. Euro für das dtec.bw unilateral verändert werden. Da der 

DARP bis zum 31. Dezember 2026 begrenzt sei und alle DARP-Maßnahmen im 

Jahr 2026 abgeschlossen sein müssten, könnten diese Mittel auch nicht über das 

Jahr 2026 hinaus ausgedehnt werden. Jede Änderung an den vereinbarten Mei-

lensteinen und Zielen des DARP müsse im Rahmen von umfangreich zu begrün-

denden Änderungsanträgen über das Bundesministerium der Finanzen bei der 

EU-Kommission beantragt werden. Dies erfolge bei den Meilensteinen bzw. Zie-

len des DARP nur, sofern diese objektiv nicht mehr erreichbar seien und Um-

stände für die Nichterfüllung vorlägen, die sich dem Einfluss der Bundesregie-

rung entzögen. 

Zur Verlängerung von mindestens 40 Forschungsprojekten hätten die Universi-

täten der Bundeswehr (UniBw) einen Auswahlprozess gestartet. Die von den Pro-

jektleitenden gestellten Verlängerungsanträge seien basierend auf dem aktuel-

len Fortschritt der Projekte und unter Einbindung externer wissenschaftlicher 

Expertise evaluiert worden. Die Bewertungs- und Auswahlkriterien seien den 

Projektleitenden dabei transparent vorab kommuniziert worden. Zudem seien 

u. a. Informationsveranstaltungen und Vorabprüfungen der Anträge durchge-

führt worden. Die Anträge seien hinsichtlich ihrer formalen Qualität, der Erfül-

lung der Zweckbestimmung des DARP sowie ihrer inhaltlichen Qualität bewer-

tet worden. Dem BMVg seien insgesamt 66 Verlängerungsanträge vorgelegt 

worden. Das zuständige Referat CIT I 2 des BMVg habe die Anträge fachlich ge-

prüft und im Juni 2024 alle 66 Anträge zur Weiterförderung freigegeben. 

Die UniBw haben laut Umsetzungsbericht einen gemeinsamen Antrag auf Ver-

stetigung des dtec.bw gestellt. Darin festgehalten sei auch, dass die Forschungs-

aktivitäten im Rahmen des dtec.bw zukünftig ausschließlich am sicherheits- 

und verteidigungsrelevanten Bedarf der Bundeswehr auszurichten seien. Es 

solle ein Prozess zur Projektauswahl etabliert werden, der nach einer formalen 

Prüfung der Anträge eine wissenschaftliche Evaluierung unter Einbindung ex-

terner Expertise vorsehe. Die finale Projektauswahl werde in einem jährlichen 

Verfahren durch das BMVg getroffen. Die Mittelvergabe solle kompetitiv 



 

13 erfolgen; eine paritätische Aufteilung der zur Verfügung stehenden Mittel auf 

die beiden UniBw sei nicht vorgesehen.  

Ein Strategiepapier, in das auch die Ergebnisse der laufenden Wirtschaftlich-

keitsuntersuchung Eingang finden sollen, werde aktuell von den UniBw erarbei-

tet. Zentrale Elemente dieses Papiers seien die Darstellung eines konsolidierten 

Forschungsprofils, die Analyse des wissenschaftlichen Outputs sowie der beste-

henden Vernetzungsstrukturen, der Ausbau und die Pflege der im Rahmen des 

dtec.bw geschlossenen Kooperationsbeziehungen, Maßnahmen zur Förderung 

von Forschenden in frühen Karrierephasen, die Personalentwicklung, der nach-

haltige Aufbau digitaler Infrastrukturen sowie die Spezifizierung des Beitrags 

des dtec.bw zur wissenschaftlichen Weiterentwicklung des Bereichs Cyber- und 

Informationstechnologie im Geschäftsbereich des BMVg. 

Die UniBw geben an, die Vernetzung zwischen geeigneten Projekten sei im Ver-

lauf des dtec.bw kontinuierlich vorangetrieben worden. So seien bspw. projekt-

übergreifende Doktorandennetzwerke aufgebaut und Gründungsinitiativen be-

gleitet worden. Zudem habe 2024 erstmalig die dtec.bw Jahrestagung 

stattgefunden, die als Veranstaltungsformat für den Transfer und die Vernet-

zung nach innen und außen aufgesetzt worden sei und im jährlichen Wechsel 

an den UniBw stattfinden solle. 

Zur Bewertung der im Rahmen des dtec.bw beschafften Infrastrukturen sei eine 

systematische Bedarfsanalyse mit den Nutzendengruppen initiiert worden. Da-

bei geben die UniBw jedoch zu bedenken, dass eine Infrastrukturstrategie für 

das dtec.bw stets im Kontext der Gesamtinfrastruktur der UniBw betrachtet wer-

den müsse. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit seien Lösungen in Bestandsbau-

ten und -anlagen grundsätzlich zu bevorzugen. Eine langfristige Nutzungs- und 

Wartungsplanung werde derzeit erstellt. Dabei sei vorgesehen, die Infrastruktu-

ren soweit möglich auch ausgewählten Kooperationspartnerinnen und -part-

nern, bspw. aus der Bundeswehr, zur Verfügung zu stellen. Des Weiteren sei im 

Falle einer Verstetigung vorgesehen, eine langfristig ausgerichtete Qualitätssi-

cherungsstrategie der UniBw für die Betreuung der digitalen Infrastrukturen zu 

etablieren. 

Das Bewusstsein für die Notwendigkeit hochwertiger Publikationen sei sowohl 

im Rahmen des fortlaufenden Reportings aus den Forschungsprojekten als auch 

im Zuge der Verlängerung des dtec.bw kontinuierlich gefördert worden. Im 

Falle einer Verstetigung des dtec.bw solle eine an internationale Standards an-

gelehnte Publikationsstrategie etabliert werden, die sich an klar definierten Zie-

len orientiere und interne sowie externe Beurteilungen umfasse. 

Hinsichtlich der Förderung von Forschenden in frühen Karrierephasen verwei-

sen die UniBw darauf, dass den Promovierenden durch die Weiterführung des 

dtec.bw in den Jahren 2025 und 2026 eine längere Vertragslaufzeit ermöglicht 

werden konnte. Bei einer Verstetigung des dtec.bw seien Projekte mit Laufzeiten 
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zwischen drei und fünf Jahren vorgesehen. Bei Laufzeiten unter fünf Jahren 

würde es den Antragstellenden obliegen, die Durchführung von Qualifikations-

stufen zu ermöglichen. Zudem ließe der reduzierte finanzielle Umfang bei einer 

Verstetigung ein verbessertes Verhältnis von Betreuungspersonen zu Promovie-

renden bzw. Postdocs erwarten. 

Bereits heute würden die UniBw die gezielte Einwerbung von Fördermitteln für 

Nachwuchsgruppen unterstützen. Das Ziel, exzellent ausgebildete Forschende 

langfristig an die UniBw zu binden, könne nicht allein durch befristete Sonder-

finanzierungen erreicht werden. Eine thematisch konzentrierte Digitalisie-

rungsforschung zu sicherheits- und verteidigungsrelevanten Aspekten würde je-

doch die Chancen auf die Einwerbung von Nachwuchsgruppen erhöhen. Die 

UniBw strebten an, die Einwerbung von Nachwuchsgruppen gezielt zu intensi-

vieren. Dabei würden die Chancen aus ihrer Sicht dadurch verbessert, dass sich 

die UniBw in den relevanten Forschungsfeldern eng abstimmten. 

Hinsichtlich der Gründungs- und Transferaktivitäten sei im Falle einer Versteti-

gung des dtec.bw zu beachten, dass die Unterstützung von Gründungsaktivitä-

ten grundsätzlich nicht mit einer Ausrichtung der Aktivitäten am Bedarf des 

Geschäftsbereichs des BMVg vereinbar sei. Zugleich würden sich mit der kom-

petitiven Einwerbung von Projekten auch die Anforderungen an die Transferak-

tivitäten verändern. Insbesondere bei verteidigungsspezifischer Forschung seien 

die besonderen Sicherheitsinteressen zu berücksichtigen, die gegebenenfalls 

eine Einzelfallprüfung erfordern könnten. 

Das BMVg führt aus, für künftige Forschungsprojekte zu digitalen sicherheits- 

und verteidigungsrelevanten Themen werde angestrebt, Kooperationen der 

UniBw mit Dienststellen der Bundeswehr sowie mit der Wirtschaft zu stärken 

und auszubauen. Die Beteiligung mindestens einer Dienststelle und mindestens 

einer Partnerin bzw. eines Partners aus der Wirtschaft solle obligatorisch sein, 

um die spätere Umsetzbarkeit von Forschungsergebnissen für die Bundeswehr 

zu verbessern. Partnerinnen und Partner aus der Wirtschaft müssten sich zu-

dem zukünftig mit Eigenmitteln an den Forschungsprojekten beteiligen. Koope-

rationen mit weiteren Partnerinnen und Partnern aus Wissenschaft, Verwal-

tung und Gesellschaft seien denkbar, sofern sie sowohl notwendig und 

wirtschaftlich als auch unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen mög-

lich seien.  

Im Falle einer Verstetigung des dtec.bw sei geplant, übergreifende Standards für 

gute wissenschaftliche Praxis, Reporting, Monitoring und strategische Weiter-

entwicklung zu etablieren. Ein zentrales internes Projektcontrolling sei bereits 

aufgebaut worden und erfasse die Anzahl der Promotionen, studentischen Ab-

schlussarbeiten, wissenschaftlichen Publikationen, Patentanmeldungen sowie 

Kooperationen mit der Wirtschaft, wissenschaftlichen Partnerinnen und Part-

nern und der Bundeswehr. An beiden Universitäten würden diese Informationen 

quartalsweise auf Projektebene erfasst, durch die Geschäftsstelle des dtec.bw 
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Steuerung zur Verfügung gestellt. Die Berichte seien die Grundlage für projekt-

übergreifende Auswertungen und würden auch in strategische Entscheidungen 

einfließen. 

Ein Qualitätshandbuch zur internen wissenschaftlichen Qualitätssicherung, das 

internationale wissenschaftliche Kriterien ebenso berücksichtige wie die spezi-

fischen Anforderungen des sicherheitsrelevanten Forschungsumfelds, werde ak-

tuell erarbeitet. Die Aufgaben- und Zuständigkeitsverteilung zwischen Projekt-

leitungen, wissenschaftlichen Beiräten und zentralen Gremien solle zudem 

durch das Qualitätshandbuch klar geregelt werden. Des Weiteren sei vorgese-

hen, das Kuratorium des dtec.bw um militärische Expertise zu ergänzen. 

Zu administrativen Aspekten 

Das BMVg gibt an, der etwaige Personalbedarf für ein verstetigtes dtec.bw sowie 

die organisatorische Ausgestaltung einer Geschäftsstelle seien im Rahmen der 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu bestimmen. In diesem Zuge werde auch ein 

Personalkonzept erarbeitet.  

Alle dtec.bw-Forschungsprojekte seien von Professuren der UniBw unter Einbin-

dung des eigenen Personals realisiert worden. Die aus Mitteln des dtec.bw be-

schaffte Forschungsinfrastruktur könne mit dem vorhandenen Personal weiter-

betrieben werden. Gleichwohl sei, damit das dtec.bw die Funktion als 

Impulsgeber für die Identifizierung zukünftiger Digitalisierungsbedarfe der 

Bundeswehr erfüllen könne, eine adäquate Personalausstattung der UniBw not-

wendig – insbesondere auch in den Bereichen Beschaffung, Mittelbewirtschaf-

tung und Personal. Die Realisierung stehe jedoch unter einem Haushaltsvorbe-

halt. 



16 

 

C. Stellungnahme 

Seit der zurückliegenden Evaluation des Zentrums für Digitalisierungs- und 

Technologieforschung (dtec.bw) im Jahr 2023 hat sich die geopolitische Sicher-

heitslage nochmals verschärft. Der Wissenschaftsrat ist auch weiterhin der An-

sicht, dass sich ein auf sicherheits- und verteidigungsrelevante Aspekte digitaler 

Souveränität fokussiertes, kompetitiv ausgerichtetes und mit einer klar operati-

onalisierten Zielrichtung verbundenes Programm der Mittelvergabe durch das 

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) zu einer hochrelevanten Ergän-

zung der deutschen Wissenschaftslandschaft entwickeln könnte. Er begrüßt die 

Bestrebungen des BMVg, ergebnisoffen und unter Einbeziehung der UniBw zu 

prüfen, welche Form der Forschungsfinanzierung – einschließlich eines strate-

gisch weiterentwickelten dtec.bw – am besten zur Zielerreichung geeignet wäre. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei aus Sicht des Wissenschaftsrats die vorgese-

hene Neuausrichtung der Forschung am Digitalisierungsbedarf der Bundes-

wehr. Der Wissenschaftsrat erinnert gleichwohl an seine Empfehlung, in diesen 

Prozess auch renommierte Forschende anderer Einrichtungen sowie Wissen-

schaftsorganisationen mit fundierten Erfahrungen in der Ausgestaltung von 

Forschungsförderungsformaten einzubeziehen.  

Zu Forschung und Dienstleistungen 

Der Wissenschaftsrat nimmt zur Kenntnis, dass nach Ausführung des BMVg auf-

grund von vertraglichen Verpflichtungen weder die empfohlene Ausdehnung 

der aus dem „Deutschen Aufbau- und Resilienzplan“ (DARP) zur Verfügung ste-

henden Mittel auf einen längeren Zeitraum noch die Reduzierung der Anzahl 

der zur Weiterfinanzierung auszuwählenden Projekte umsetzbar ist. Umso kri-

tischer sieht er es, dass – anstatt der Mindestanzahl von 40 Projekten – insge-

samt 66 von 68 Projekten zur Weiterförderung freigegeben wurden. Nur mit 

einer systematischen Projektauswahl hätte nach Einschätzung des Wissen-

schaftsrats die dringend notwendige Profilierung des dtec.bw vorangetrieben 

und gleichzeitig gewährleistet werden können, dass nur qualitativ hochwertige 

Projekte weiterfinanziert werden. 

Grundsätzlich positiv zu bewerten ist das Vorhaben, im Falle einer Verstetigung 

des dtec.bw einen Prozess zur Projektauswahl zu etablieren, der eine wissen-

schaftliche Evaluierung nach internationalen wissenschaftlichen Standards un-

ter Einbindung externer Expertise vorsieht. Begrüßenswert sind sowohl die 
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jektauswahl als auch die Planungen zur kompetitiven, nicht paritätischen Mit-

telverteilung. Bei einer Verstetigung des dtec.bw muss dieser Auswahlprozess 

rasch weiter konkretisiert werden. 

Der Wissenschaftsrat bemängelt, dass die UniBw auch weiterhin nicht über eine 

fundierte, nachhaltige Strategie für eine potenzielle Verstetigung des dtec.bw 

verfügen. Das Bestreben, ein Strategiepapier auszuarbeiten, das die in der Emp-

fehlung von 2023 benannten Aspekte beinhalten soll, ist grundsätzlich positiv 

zu bewerten. Nach Einschätzung des Wissenschaftsrats kann eine Entscheidung 

für eine Verstetigung des dtec.bw keinesfalls ohne eine überzeugende und trag-

fähige Strategie der UniBw erfolgen. Er bekräftigt daher seine Empfehlung an 

die UniBw, ihr Vorhaben zeitnah umzusetzen und dem BMVg ein fundiertes 

Konzept vorzulegen. 

Positiv sieht der Wissenschaftsrat die Bemühungen der UniBw, die Vernetzung 

zwischen geeigneten dtec.bw-Projekten durch verschiedene Formate zu verbes-

sern. Er ermutigt die beiden Universitäten, den eingeschlagenen Weg konse-

quent weiterzuverfolgen. Gleiches gilt für die bereits initiierte Bedarfsanalyse 

für die im Rahmen des dtec.bw beschafften Infrastrukturen, die Erstellung einer 

Nutzungs- und Wartungsplanung sowie die Überlegungen zu einer langfristig 

ausgerichteten Qualitätssicherungsstrategie. Ebenso positiv bewertet es der Wis-

senschaftsrat, dass die im Rahmen des dtec.bw beschafften Infrastrukturen – 

soweit möglich – auch für die externe Nutzung zur Verfügung gestellt werden 

sollen.  

Der Wissenschaftsrat hält es auch weiterhin für unabdingbar, dass die UniBw 

eine Publikationsstrategie für das dtec.bw ausarbeiten, die sich an den jeweili-

gen internationalen fachlichen Standards orientiert. Er ermutigt die beiden Uni-

versitäten, rasch eine entsprechende Strategie zu erarbeiten, die im Falle einer 

Verstetigung unmittelbar umgesetzt werden sollte. In einem ersten Schritt soll-

ten hierfür die anzulegenden Kriterien für die Bewertung wissenschaftlichen 

Outputs präzisiert werden, wobei ein Zuwachs an Quantität keineswegs pau-

schal mit einem Zuwachs an Leistung oder gar an Qualität gleichgesetzt werden 

sollte. |3 

Erfreulich ist, dass den im Rahmen des dtec.bw eingestellten Promovierenden 

durch die Weiterführung der Förderung in den Jahren 2025 und 2026 eine län-

gere Vertragslaufzeit ermöglicht werden konnte. Der Wissenschaftsrat kritisiert 

jedoch, dass die UniBw entgegen seiner Empfehlungen bislang für das dtec.bw 

kein systematisch angelegtes, thematisch fokussiertes Programm für die wissen-

schaftliche Qualifikation etabliert haben. Er bekräftigt seine Empfehlung, 

 

| 3 Vgl. Wissenschaftsrat (2011): Empfehlungen zur Bewertung und Steuerung von Forschungsleistung; Halle. 
URL: https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/1656-11.html 

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/1656-11.html
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Überlegungen zur Entwicklung eines solchen Programms zu konkretisieren und 

im Falle einer Verstetigung rasch umzusetzen. 

Der Wissenschaftsrat ermutigt die UniBw, ihre Bemühungen zur Einwerbung 

von Nachwuchsgruppen in thematisch einschlägigen Bereichen weiter fortzu-

führen. Er ermuntert das BMVg zudem erneut, auch weitere vielversprechende 

Maßnahmen – wie die Einrichtung von Tenure-Track-Professuren – zu prüfen, 

um exzellent ausgebildete Forschende in frühen Karrierephasen gewinnen und 

langfristig an die UniBw binden zu können. 

Vor dem Hintergrund der veränderten geopolitischen Lage hält es der Wissen-

schaftsrat für nachvollziehbar, dass auch Transferaktivitäten stärker unter si-

cherheitsrelevanten Aspekten geprüft und restriktiver gehandhabt werden als 

noch vor einigen Jahren. |4 Er appelliert an das BMVg und die UniBw, die hoch-

wertigen und von Partnerinnen bzw. Partnern aus Wirtschaft, Militär, Behörden 

und Verbänden sehr geschätzten Transferaktivitäten im Falle einer Verstetigung 

des dtec.bw dennoch – unter Berücksichtigung der besonderen Sicherheitsinte-

ressen – gezielt weiterzuentwickeln. 

Der Wissenschaftsrat begrüßt, dass bei einer potenziellen Verstetigung des 

dtec.bw der Vernetzung mit Dienststellen der Bundeswehr sowie mit der Wirt-

schaft auch weiterhin ein großer Stellenwert eingeräumt werden soll. Sinnvoll 

ist zudem, dass zukünftig eine finanzielle Beteiligung von Partnerinnen und 

Partnern aus der Wirtschaft an den Forschungsprojekten vorgesehen wäre. Der 

Wissenschaftsrat appelliert nachdrücklich an das BMVg und die UniBw, dort, 

wo dies unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen möglich ist, auch Part-

nerinnen und Partner aus anderen Hochschulen und außerhochschulischen For-

schungseinrichtungen in die Projekte einzubinden. Eine hinreichende Vernet-

zung in der Wissenschaftslandschaft ist nach seiner Einschätzung für den Erfolg 

eines verstetigten dtec.bw unerlässlich. 

Der bereits erfolgte Aufbau eines zentralen internen Projektcontrollings ist aus 

Sicht des Wissenschaftsrats ein positives Signal. Die Erarbeitung sowie die Etab-

lierung von Kriterien zur wissenschaftlichen Qualitätssicherung – unter beson-

derer Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen in einem sicherheitsre-

levanten Forschungsumfeld – sollten nun rasch vorangetrieben werden. Die 

geplante Ergänzung des Kuratoriums des dtec.bw um militärische Expertise ist 

sinnvoll. 

Zu administrativen Aspekten 

Der Wissenschaftsrat zeigt sich erfreut darüber, dass die aus dtec.bw-Mitteln be-

schafften Forschungsinfrastrukturen grundsätzlich mit dem vorhandenen 

 

| 4 Vgl. Wissenschaftsrat (2025): Wissenschaft und Sicherheit in Zeiten weltpolitischer Umbrüche |  
Positionspapier; Köln. https://doi.org/10.57674/9tr5-kn29 

https://doi.org/10.57674/9tr5-kn29


 

19 Personal weiterbetrieben werden können. Gleichwohl teilt er die Einschätzung 

des BMVg und der UniBw, dass im Falle einer Verstetigung zur Zielerreichung 

eine adäquate Personalausstattung – insbesondere auch in den Bereichen Be-

schaffung, Mittelbewirtschaftung und Personal – notwendig ist. Der Wissen-

schaftsrat bekräftigt daher seine Empfehlung an das BMVg, den UniBw im Falle 

einer Verstetigung des dtec.bw eine dem Umfang der zusätzlichen Aufgaben an-

gemessene Aufstockung des Verwaltungs- und IT-Personals zu ermöglichen. Die 

angestrebte Erarbeitung eines übergreifenden Personalkonzepts für das dtec.bw 

ist zu begrüßen. 
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Abkürzungsverzeichnis 

BMVg Bundesministerium der Verteidigung 

CIT Cyber/Informationstechnik 

DARP Deutscher Aufbau- und Resilienzplan 

dtec.bw  
Zentrum für Digitalisierungs- und Technologiefor-

schung der Bundeswehr 

DOI Digital Object Identifier 

Drs. Drucksache 

EU Europäische Union 

IT Informationstechnik 

UniBw Universitäten der Bundeswehr 

WR Wissenschaftsrat 



21 

 

Mitwirkende 

Im Folgenden werden die an den Beratungen im Wissenschaftsrat und im Eva-

luationsausschuss beteiligten Personen sowie die beteiligten Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Geschäftsstelle aufgelistet. 

Hinsichtlich der Arbeitsweise des Wissenschaftsrats ist zu beachten, dass bei 

Evaluationen von Einrichtungen bzw. institutionellen Akkreditierungen die von 

den Ausschüssen erarbeiteten Entwürfe der wissenschaftspolitischen Stellung-

nahmen in den Kommissionen des Wissenschaftsrats diskutiert und ggf. verän-

dert werden. Im Ergebnis ist damit der Wissenschaftsrat Autor der veröffent-

lichten Stellungnahme. 
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Vorsitzender 

Professor Dr. Wolfgang Wick 

Universitätsklinikum Heidelberg | Deutsches Krebsforschungszentrum  
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Esther Seng 

Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats 

Wissenschaftliche Kommission des Wissenschaftsrats 

Professorin Dr. Jutta Allmendinger 

Humboldt-Universität zu Berlin | Freie Universität Berlin 

Professorin Dr. Julia C. Arlinghaus 

Universität St. Gallen  

Vorsitzende der Wissenschaftlichen Kommission 

Professor Dr.-Ing. Bahman Azarhoushang 

Hochschule Furtwangen 

Professorin Dr. Liane G. Benning 

Freie Universität Berlin | Deutsches GeoForschungsZentrum (GFZ) Potsdam 

Dr. Ulrich A. K. Betz  

Merck KGaA 

Professor Dr. Folkmar Bornemann 

Technische Universität München 

Professorin Dr. Eva-Lotta Brakemeier 

Universität Greifswald  

Professorin Dr. Alena Michaela Buyx 

Technische Universität München 

Professorin Dr. Petra Dersch 

Universität Münster 

Professor Dr. Jakob Edler 

Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI |  

Manchester Institute of Innovation Research 

Professorin Dr. Christine Falk 

Medizinische Hochschule Hannover 
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Andrea Frank 

Stifterverband 

Professorin Dr. Uta Gaidys  

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg 

Professor Dr. Michael Hallek 

Universität zu Köln 

Professorin Dr. Hanna Hottenrott 

ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, Mannheim |  

Technische Universität München 

Professor Dr. Frank Kalter 

Universität Mannheim | Deutsches Zentrum für Integrations-  

und Migrationsforschung (DeZIM) e. V. 

Dr. Stefan Kampmann 

Unternehmensberater, Knetzgau 

Professorin Dr. Eva-Maria Kieninger 

Universität Würzburg 

Professor Dr. Wolfgang Lehner 

Technische Universität Dresden 

Professorin Dr. Anne Lequy 

Hochschule Magdeburg-Stendal 

Andrea Martin 

IBM DACH 

Professorin Dr. Gabriele Metzler 

Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam | 

Humboldt-Universität zu Berlin 

Professorin Dr. Friederike Pannewick 

Philipps-Universität Marburg 

Professorin Dr. Ursula Rao 

Max-Planck-Institut für Ethnologische Forschung, Halle 

Universität Leipzig und Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 

Professorin Dr. Gabriele Sadowski 

Technische Universität Dortmund 

Professor Dr. Ferdi Schüth 

Max-Planck-Institut für Kohlenforschung, Mülheim/Ruhr 

Stellvertretender Vorsitzender der Wissenschaftlichen Kommission 
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Dr. Harald Schwager 

K+S Aktiengesellschaft | KSB SE & Co. KGaA 

Professorin Dr. Christine Silberhorn 

Universität Paderborn 

Professorin Dr. Birgit Spinath 

Universität Heidelberg 

Professor Dr. Klement Tockner 

Goethe-Universität Frankfurt am Main | Senckenberg Gesellschaft  

für Naturforschung Frankfurt 

Professor Dr. Wolfgang Wick 

Universitätsklinikum Heidelberg | Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Vorsitzender des Wissenschaftsrats 

Professor Dr. Oliver Zielinski 

Helmholtz-Zentrum Hereon, Geesthacht | Universität Rostock 

Verwaltungskommission (Stand: April 2026) 

Von der Bundesregierung entsandte Mitglieder 

Dr. Rolf-Dieter Jungk 

Staatssekretär im Bundesministerium für Forschung, Technologie  

und Raumfahrt  

Vorsitzender der Verwaltungskommission 

Dr. Marcus Pleyer 

Staatssekretär im Bundesministerium für Forschung, Technologie  

und Raumfahrt 

N.N.  

Bundesministerium der Finanzen 

N. N.  

Bundesministerium des Innern 

Professor Dr. Dr. Markus Schick 

Staatssekretär im Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung  

und Heimat 

Gitta Connemann 

Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Wirtschaft  

und Energie 
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Von den Länderregierungen entsandte Mitglieder 

Baden-Württemberg 

Petra Olschowski 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Bayern 

Markus Blume 

Staatsminister für Wissenschaft und Kunst 

Stellvertretender Vorsitzender der Verwaltungskommission 

Berlin 

Dr. Ina Czyborra 

Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege 

Brandenburg 

Dr. Manja Schüle 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
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Dr. Henrike Müller 

Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft 

Hamburg 

Dr. Andreas Dressel 
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Timon Gremmels 

Minister für Wissenschaft und Forschung, Kunst und Kultur 
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Bettina Martin 

Ministerin für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten 
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Falko Mohrs 

Minister für Wissenschaft und Kultur  

Vorsitzender der Verwaltungskommission  
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Nordrhein-Westfalen 

Ina Brandes 

Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Rheinland-Pfalz 

Clemens Hoch 

Minister für Wissenschaft und Gesundheit 

Saarland 

Jakob von Weizsäcker 

Minister der Finanzen und für Wissenschaft 

Sachsen 

Sebastian Gemkow 

Staatsminister für Wissenschaft im Staatsministerium für Wissenschaft,  

Kultur und Tourismus 

Sachsen-Anhalt 

Professor Dr. Armin Willingmann 

Minister für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt 

Schleswig-Holstein 

Dr. Dorit Stenke 

Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,  

Forschung und Kultur 

Thüringen 

Christian Tischner 

Minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
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Professorin Dr. Julia C. Arlinghaus 
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